
1. Einleitung und Problemstellung

Die österreichische Naturschutzpolitik hat mit dem EU-
Beitritt einen Bruch in ihrer Entwicklung erfahren. Zusätz-
liche gemeinschaftsrechtliche Bestimmungen, Instrumente
und Finanzierungstöpfe sowie neue Kooperationspartner
haben zu geänderten institutionellen Rahmenbedingungen
geführt. Den neuen Spielregeln steht eine sich schon länger
abzeichnende inhaltliche Neuorientierung des Natur-
schutzes gegenüber, die sich im Oberziel eines flächen-
deckenden, integrativen Landschaftsschutzes und in neuen
Schutzobjekten, wie insbesondere agrarisch geprägten
Ökosystemen und Landschaftselementen äußert (z.B.
Ackerraine, Lesesteinhaufen oder traditionelle Zäune). 

Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich zunächst mit allge-
meinen instituionenökonomischen Fragen zur Realisierung
von Naturschutzzielen auf Agrarflächen. Danach wird am

Beispiel des niederösterreichischen Naturschutzes jener insti-
tutionelle Rahmen dargestellt, der die Realisierung von Na-
turschutzzielen auf landwirtschaftlichen Flächen begleitet.
Dabei handelt es sich um ein Bündel hoheitlicher, ökonomi-
scher, planerischer, partizipativer und informationeller Instru-
mente, die der Koordination von Schutz- und Nutzansprü-
chen an die Landschaft dienen. Die jeweiligen Stärken und
Schwächen der Instrumente werden einander gegenüberge-
stellt, Potentiale für ihre erfolgreiche Umsetzung aufgezeigt. 

2. Forschungsfragen, Herangehensweise und
konzeptioneller Rahmen

Am Beispiel ausgesuchter, exemplarischer Naturschutzziele
für landwirtschaftliche Flächen ging die Untersuchung fol-
genden Fragen nach: 
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a) Welche naturschutzpolitischen Instrumente könnten
zur Erreichung von Naturschutzzielen auf landwirt-
schaftlichen Flächen beitragen?

b) Welche Stärken und Schwächen weisen die jeweiligen
Instrumente auf?

c) Welche institutionellen Reformen wären zu empfehlen?

Ein erster Arbeitsschritt widmete sich der Recherche rele-
vanter Rechtsbestimmungen, politischer Programme und
Rechtsmaterialien. In einem zweiten Schritt wurden diese
Texte anhand der oben genannten, forschungsleitenden
Fragen analysiert. Die Beantwortung der Fragen b) und c)
stützte sich zudem auf Erkenntnisse nationaler und inter-
nationaler Studien zur Naturschutzpolitik.

Den konzeptionellen Hintergrund der Analysen bildeten
Theorien der institutionellen Naturschutzökonomie (z.B.
ROTHGANG, 1997; GAWEL, 1996; SCHWEPPE-KRAFT, 1998;
TURNER, 1993; KISSLING-NÄF und BISANG, 2001). Auch
die Naturschutzökonomie kann – wie die Neue Institutio-
nelle Ökonomie in der Wirtschaftstheorie und in der
Umweltökonomie – durch die Erweiterung des theoreti-
schen Basissystems um den institutionellen Blickwinkel
profitieren. Institutionelle Aspekte, die gestaltend auf die
Interaktionen der Naturschützer und -nutzer Einfluss neh-
men, sind insbesondere (vgl. GAWEL, 1996):
• Entscheidungssysteme zur Konfliktlösung und Koordi-

nierung von Schutz- und Nutzansprüchen (Markt, staat-
liche Hierarchie, demokratische Regeln, Verhandlungen,
Judikatur usw.);

• Regeln, die den Umgang mit Natur und Landschaft
gestalten (förmliche Rechtsbestimmungen und gesell-
schaftliche Normen);

• naturschutzpolitisch relevante Organisationen (komple-
xe Mehrpersonen-Einheiten wie Behörden, NGOs, In-
teressenvertretungen).

Bei der Betrachtung naturschutzpolitischer Institutionen
stellen sich zudem Fragen der Durchsetzung von Natur-
schutzpolitik gegenüber anderen Politikfeldern, Fragen zur
Implementierung naturschutzpolitischer Programme und
Vorschriften, zur Interaktion relevanter Organisationen
sowie föderale und kompetenzrechtliche Probleme. Institu-
tionelle Aspekte des Steuerungsmechanismus selbst
schließlich lenken die Aufmerksamkeit auf seine Anwen-
dungsbedingungen und Transaktionskosten (d.h. auf
Kosten der Einrichtung, Benützung, Erhaltung und Verän-
derung von Institutionen, vgl. FURUBOTN und RICHTER,
2000).

3. Naturschutz und agrarische Flächen-
nutzung

3.1 Landschaftseffekte der agrarischen Flächen-
nutzung

Die landwirtschaftliche Flächennutzung wirkt sich unwei-
gerlich auf die mediale (Wasser, Luft, Boden) und vitale
Sphäre (Flora, Fauna, Ökosysteme) der Landschaft aus. Die
Naturschutzpolitik beschäftigt sich im wesentlich mit der
Problematik
• positiver oder erwünschter externer Effekte der Land-

wirtschaft (Landschaftspflege, Offenhalten der Land-
schaft, Biodiversität, Landschaftselemente) und 

• negativer oder unerwünschter externer Effekte der Land-
wirtschaft (z.B. Biodiveritätsverlust, Bodenerosion, Zer-
störung naturnaher Lebensräume).

Da die Landwirtschaft gleichzeitig erwünschte und uner-
wünschte Effekte hervorruft, lassen sich keine einfachen,
verallgemeinerbaren Regeln zur Ausgestaltung von politi-
schen Instrumenten ableiten, mit denen sich die Allokation
von Naturgütern in Hinblick auf die gesellschaftlichen
Ziele optimieren ließe (vgl. BOISVERT, 2000). 

Zur Zeit lassen sich vier Haupttendenzen im Agrarmana-
gement mit besonderer Landschaftsrelevanz ausmachen
(vgl. IEEP, 1998):
• Intensivierung (Einsatz von Agrarchemikalien und

maschinellen Anlagen, Bewässerungsmaßnahmen, Tier-
bestände, Flächenzusammenlegungen);

• Marginalisierung (Bewirtschaftungsaufgabe auf Grenzer-
tragsflächen, Brachfallen und Vernachlässigung ganzer
Regionen);

• Spezialisierung (betriebliche Spezialisierung entweder
auf Ackerbau oder auf Tierhaltung);

• Konzentration (regionale Anhäufung gleichgearteter,
spezialisierter Betriebe; z.B. Schweinemast-Regionen).

Diesen agrarischen Trends der Landnutzung stehen u.a. fol-
gende gesellschaftliche Entwicklungen gegenüber (BOUMA

et al., 1998):
• „increasing realization of the need to conserve bio-diver-

sity and environmental quality for current and future
generations”;

• „pressure from an increasing urban population to empha-
size non-agricultural forms of land use in terms of nature
and landscape conservation”.
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Der Markt bietet wenig Anreiz, naturnahe Landschafts-
strukturen zu errichten, Biodiversität zu erhalten oder tra-
ditionelle, extensive Nutzungsformen fortzusetzen. Neben
dem Marktversagen hat aber auch Institutionenversagen
zur Beeinträchtigung natürlicher Ressourcen beigetragen.
Förderungen haben über längere Zeit hinweg einen zusätz-
lichen finanziellen Anreiz für Drainagierungen geschaffen.
Direktzahlungen, Preisstützungen, Steuerbefreiungen, Be-
ratung, gestützte Kredite und Bereitstellung von kosten-
günstiger Infrastruktur können somit „falsche Anreize“ für
gesellschaftlich unerwünschte Aktivitäten setzen. Die Auf-
hebung dieser Anreizinstrumente bzw. ihre Reform könnte
gleichzeitig die volkswirtschaftliche Effizienz und damit die
gesellschaftliche Wohlfahrt steigern, öffentliche Budgets
entlasten und den Druck auf die Landschaft substantiell
verringern (vgl. MOUNTFORD und KEPPLER, 1999). In die-
sem Sinne kann auch die Reform der GAP verstanden wer-
den, die Direktzahlungen an die „gute fachliche Praxis“ und
somit an die Einhaltung bestimmter Minimal-Umwelt-
standards, etwa auch die Erfüllung von Auflagen in Natur-
schutzgebieten bindet (vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION,
1998). Ineffizienzen durch „falsche“ Anreize einzelner sek-
toraler Politikfelder, die den Zielen anderer Politikfelder
und der gesellschaftlichen Wohlfahrt zuwiderlaufen, sind in
einem komplexen, arbeitsteiligen Steuerungssystem jedoch
nicht gänzlich zu vermeiden, weil die einzelnen Entschei-
dungsträger zwangsweise jeweils nur einen kleinen Aus-
schnitt der Realität überblicken können. 

Angesichts von Markt- und Institutionenversagen liegt
die Verantwortung für die Erhaltung der Biodiversität ins-
besondere bei der Naturschutzpolitik. Sie sollte Sorge dafür
tragen, dass die tatsächliche Ausstattung mit Naturgütern
qualitativ und quantitativ den gesellschaftlichen Erwartun-
gen entspricht.

3.2 Naturschutzpolitik und Eigentumsrechte

Die Realisierung von Naturschutzzielen auf landwirtschaft-
lichen Flächen berührt unweigerlich die Rechte der
Eigentümer. Die mit dem Eigentum verbundenen Verfü-
gungsrechte sind in der Regel allerdings nicht uneinge-
schränkt (z.B. Nachbarschaftsrechte). Auch der abusus, also
das Recht, das Gut in Form und Substanz zu verändern
(FURUBOTN und PEJOVICH, 1974), kann durch Gesetze
beschränkt werden (z.B. Entwässerungsverbot von Mooren
und Sümpfen). Bei einer Beschränkung der Verfügungs-
rechte stellt sich die Frage, wer das eigentliche Recht an der

Landschaft hat und über ihre Nutzung bestimmen darf.
Sind dies die Grundeigentümer, deren Rechte auch den
abusus der Landschaft mit einschließt. Oder kommt der
Bevölkerung oder gar zukünftigen Generationen ein Recht
auf eine intakte Landschaft und die Erhaltung der Biodi-
versität zu?

Die Frage nach dem Verfügungsrecht an der Landschaft
impliziert zugleich zentrale Verteilungsfragen betreffend
die Naturschutzkosten bzw. die durch die Landschaftsbe-
einträchtigung entstehenden sozialen Kosten. Baut eine
Gesellschaft auf dem Rechtsverständnis, dass die Verfü-
gungsrechte des Eigentümers auch den abusus umfassen,
hätte die Gesellschaft ihn für etwaige Nutzungsbeschrän-
kungen zu kompensieren. In diesem Falle hätte also die
Gesellschaft die Kosten zu übernehmen:
• Indem sie den Verlust an Biodiversität oder die Ver-

schlechterung des Landschaftsbilds hinnimmt, hat sie die
damit verbundenen sozialen Kosten zu tragen.

• Kompensiert sie den Eigentümer hingegen dafür, dass er
auf landschaftsschädliche Praktiken verzichtet, fallen
Naturschutzkosten für Förderungen oder Entschädigun-
gen an. 

Umgekehrt kann aber auch argumentiert werden, dass der
Eigentümer sein Land nie in einer Weise nutzen durfte, die
den allgemein akzeptierten gesellschaftlichen Normen
widersprach (vgl. BROMLEY, 1997), d.h. dass der Staat
schon seit jeher das Eigentumsrecht ohne Kompensation
beschränkt hat. Entspricht es dem Rechtsverständnis einer
Gesellschaft, dass die Bevölkerung ein Recht auf eine intak-
te Landschaft (ähnlich wie auf reine Luft) hat, dann hätte
der Eigentümer die Pflicht, dieses Recht bei seinen Akti-
vitäten der Landnutzung nicht zu verletzen. Im letzteren
Falle hätte die Kosten der Grundeigentümer zu tragen: 
• Bei einer naturschutzkonformen Flächennutzung wären

dies die Opportunitätskosten der gesellschaftlich zwar er-
wünschten, aus betriebswirtschaftlicher Sicht aber nicht
unbedingt lukrativsten Form der Flächennutzung.

• Bei naturschutzwidrigem Verhalten hätte er u.U. mit
Strafen oder Steuern zu rechnen (analog dem „Polluter
Pays Principle”).

Eigentumsrechte sind Teil des institutionellen Gefüges der
Gesellschaft, das sich mit dem technischen und sozialen
Fortschritt entwickelt (vgl. BROMLEY, 1997). D.h. die
jeweiligen Rechte und Pflichten, einerseits der Grundei-
gentümer, andererseits der nicht besitzenden Stakeholder
wie Nachbarn, Naturschützer, Spaziergänger oder Jäger,
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sind nicht unveränderlich festgelegt, sondern einer Ent-
wicklung unterworfen. Die Geschichte zeigt außerdem,
dass die Gewinner eines neuen institutionellen Settings die
Verlierer für ihren Verlust nicht immer kompensiert haben.
Dies gilt auch für die Umweltpolitik, wo etwa Luftreinhal-
tegesetze ohne Kompensation eingeführt und Grenzwerte
„alleinig“ mit dem Recht der Bevölkerung auf saubere Luft
gerechtfertigt wurden.

Während Beeinträchtigungen der medialen Landschafts-
sphäre (Wasser, Luft, Boden) und Eingriffe mit besonders
weitreichenden Folgen für Flora und Fauna teilweise ohne
Kompensation reglementiert sind, kann die Gesellschaft
nach herrschendem Rechtsempfinden den Grundeigen-
tümer nicht zu aktiven Pflege- oder Gestaltungseingriffen
verpflichten. So kann der Staat weder die Anlage von Land-
schaftselementen verordnen, noch vermag er mit hoheit-
lichen Maßnahmen der Nutzungsaufgabe von landwirt-
schaftlichen Flächen entgegenzuwirken. Will die Gesell-
schaft über das ordnungsrechtlich gesicherte Referenzni-
veau hinausgehende Naturschutz-Dienstleistungen und
entstehen dem Landwirt daraus Mehraufwand und/oder
Einkommensverluste, setzt die Naturschutzpolitik auf
finanzielle Handlungsanreize und Motivationsarbeit. Der
auf Anreiz und Freiwilligkeit basierende Vertragsnatur-
schutz hat durch EU-Förderinstrumente wie ÖPUL oder
LIFE stark an Bedeutung gewonnen. § 22 Abs. 2 des neuen
niederösterreichischen Naturschutzgesetzes (NÖ NSchG
2000; LGBl. 5500) normiert sogar einen Vorrang von ver-
traglichen Vereinbarungen gegenüber Verordnungen. Als
Allokationsmechanismus zur Koordinierung von Schutz-
und Nutzungsansprüchen fungieren neben den ordnungs-
politischen, hierarchischen Staatsanweisungen also zuneh-
mend auch dezentrale, marktorientierte Ansätze (leistungs-
abhängige Prämien, partizipative Aushandlung).

3.3 Naturschutzziele für landwirtschaftlich genutzte
Flächen

Naturräumliche und sozio-ökonomische Charakteristika
der Region spiegeln sich in unterschiedlichen Zielen und
Prioritäten für die Landschaftsentwicklung. Zudem ändern
sich gesellschaftliche Werte und Präferenzen, wodurch auch
die Naturschutzziele einem zeitlichen Entwicklungsprozess
unterworfen sind. Dieser zeitlichen und regionalen Dyna-
mik der Naturschutzziele kann dieser Artikel nicht gerecht
werden. Zur Beantwortung der Forschungsfragen diente
eine begrenzte Zahl exemplarischer Naturschutzziele, die

stellvertretend für die Vielfalt gesellschaftlicher Intentionen
der Landschaftsentwicklung analysiert wurde. Die hier
untersuchten Ziele haben A. Bartel und A. Muhar für land-
wirtschaftlich genutzte Flächen des Weinviertels formuliert
(vgl. BARTEL et al., 2002). Diese Ziele, obwohl sicherlich
nicht unumstritten, finden sich in ähnlicher Formulierung
in einer Reihe anderer Quellen (siehe Angaben bei den ein-
zelnen Zielen):
• Strukturierung: Erhöhung des Anteils an naturnahen

Biotopen auf 5% der landwirtschaftlichen Nutzfläche
(vgl. Ökologischer Leistungsnachweis bei Direktzahlun-
gen an die Landwirtschaft in der Schweiz: „Angemessener
Anteil an ökologischen Ausgleichsflächen: 3,5 % der LN
bei Spezialkulturen, 7 % bei der übrigen LN“; Deutsches
BnatSchGNeuregG § 3: „Netz verbundener Biotope
(Biotopverbund), das mindestens 10% der Landesfläche
umfassen soll“);

• Reduzierung der Schlaggröße auf max. 5 ha (in Verbin-
dung mit Biotopverbund und der Förderung positiver
„edge effects“: vgl. u.a. etwa JEDICKE, 1990; FRANKEL et
al., 1995; WOLFF-STRAUB, 1984; Prämienzuschläge für
Kleinschlägigkeit innerhalb der NÖ ÖPUL-Natur-
schutzmaßnahmen);

• Begrünung: Erhöhung des Dauer-Grünlandanteils auf
10% der landwirtschaftlichen Nutzfläche (vgl. Anhang I
der FFH-Richtlinie; Lebensräume von Gemeinschaftli-
chem Interesse; naturnahes Grünland; Förderungsmaß-
nahme „Wiesenrückführungen“ des Niederösterreichi-
schen Landschaftsfonds; BRITISH TRUST FOR ORNITHO-
LOGY 2002);

• Ufergestaltung, Rückbau von Entwässerungsmaßnah-
men und Schaffen von Überflutungsgebieten (Feuchtle-
bensräume gelten als besonders gefährdete Sonderstan-
dorte, vgl. TIEFENBACH et al., 1998; Anhang I der FFH-
Richtlinie; Lebensräume von Gemeinschaftlichem Inter-
esse: Stehende Gewässer, Fliesgewässer, Ufervegetation,
Auwälder, feuchtes Grasland; NATURSCHUTZBUND 2002;
WWF 2002; RAMSAR CONVENTION BUREAU 2002; EU-
Wasserrahmenrichtlinie).

Die Realisierung dieser Ziele verlangt einerseits nach Nut-
zungsbeschränkungen andererseits nach gezielten Pflege-
maßnahmen. Der Nutzenentgang ist – im aktuellen insti-
tutionellen Setting – durch hoheitliche Entschädigungen
oder vertraglich vereinbarte Zahlungen zu kompensieren
(vgl. §§ 22, 23 NÖ NSchG 2000). Die nötigen Pflege- und
Gestaltungsleistungen könnten die Grundeigentümer oder
Nutzungsberechtigten selbst, aber auch professionelle
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Landschaftspfleger, Gemeinden oder Naturschutzverbände
erbringen. Grundsätzlich besteht auch die Möglichkeit,
dass bestimmte Flächen durch Pacht oder Kauf in das Ver-
fügungsrecht des Staats oder ausgesuchter Naturschutzver-
bände wechseln.

4. Naturschutzpolitische Instrumente zur
Realisierung von Naturschutzzielen auf
landwirtschaftlichen Flächen

Naturschutziele werden durch unterschiedliche Regelun-
gen und Instrumente auf inter- und supranationaler, auf
Bundes- und Landesebene verfolgt (vgl. Übersicht 1). Mit
der Typisierung von Instrumenten setzen sich zahlreiche
Publikationen auseinander (z.B. BAUMOL und OATES,
1988; OPSCHOOR und TURNER, 1994; TIETENBERG 1994).
Im Folgenden werden vier Instrumententypen unterschie-
den:
• ordnungspolitische Instrumente, 
• ökonomische Instrumente, 
• Planungs- und Partizipationsinstrument, 
• Informations- und Bildungsinstrumente. 

Ordnungspoltische Instrumente wie Verbote, Bewilli-
gungspflichten und Grenzwerte sind obligatorische Hand-
lungsanweisungen und mit staatlicher Sanktionsgewalt
durchsetzbar. Obwohl auch andere Instrumente meist einer
rechtlichen Regelung bedürfen, zeichnen sie sich durch
andere Charakteristika aus. Bei Planungs- und Partizipati-
onsinstrumenten gibt der Staat das Verfahren der Entschei-
dungsfindung vor, lässt die Inhalte jedoch weitgehend
offen. Rechtssicherheit wird hier durch Verfahrens- nicht
durch Zielorientierung gewährt. Ökonomische Instrumen-

te sind auf die Erreichung konkreter Ziele orientiert und
basieren auf finanziellem Anreiz (Förderungen, Vertragsna-
turschutz) oder finanzieller Belastung (Landschaftsabgaben
für Ressourcennutzung; z.B. auf Schotterabbau). Informa-
tions- und Bildungsinstrumente zielen auf eine langfristige
Verhaltensanpassung durch Aufklärung und geänderte
Werthaltungen einzelner Personen ab.

Mehrere hoheitliche (Punkt 1 der Übersicht 2) und öko-
nomische (Punkte 2–10 der Übersicht 2) Instrumente kön-
nen zur Realisierung der hier untersuchten, exemplarischen
Naturschutzziele beitragen. Eine wichtige Rolle spielen auch
Planungs- und Partizipationsinstrumente (Punkte 11 und
12) sowie Informations- und Bildungsinstrumente (Punkte
13, 14 und 15). Denn hoheitliche Reglementierung und
Anreizprogramme funktionieren nur dann, wenn sie durch
sogenannte „fundamentale Institutionen“ (DIETL, 1993)
gestützt werden. Letztere umfassen für die landwirtschaftli-
che Bevölkerung eine positive Einstellung zum Natur- und
Landschaftsschutz, Wissen um die Umweltfolgen ihrer
Bewirtschaftungsmaßnahmen, Motivation, Regionsbe-
wusstsein, ökologische Risikoaversion und vor allem auch
Kooperationsvertrauen („Kann man den Vertretern der
Naturschutzbehörde trauen?“). Die Naturschutzpolitik soll-
te Landwirte nach Möglichkeit so adressieren, dass Normen
nicht gegen das bäuerliche Selbstverständnis verstoßen.
Selbstverständnis und Identität sind gleichfalls fundamenta-
le, schwer zu beeinflussende Institutionen.

Höchste Zielerreichung ist dort zu erwarten, wo Natur-
schutzziele sich mit eigenen, individuellen Vorteilen der
Landwirte decken. Diese Vorteile findet der Landwirt u.U.
in der finanziellen Abgeltung, aber auch im individuellen
Nutzen eines attraktiven Erholungsraums sowie in einer
höheren Lebensqualität. Die Herausforderung der Natur-
schutzpolitik liegt also darin, mit Instrumenten der Öffent-
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Übersicht 1: Entscheidungssebenen und Instrumente zur Realisierung von Naturschutzzielen
Survey 1: Levels of decision making and instruments of nature conservation

Entscheidungsebenen Instrumente  

Naturschutzpolitik  Verbotsnaturschutz, Schutzgebietsausweisungen, Vertragsnaturschutz, Landschaftsfonds, Bewilligungs- und Anzeige-
der Länder  pflichten, Landschaftspläne, Naturpflegepläne, Öffentlichkeitsarbeit, Bildungsmaßnahmen usw.  

EU-Umweltpolitik  Vogelschutz-Richtlinie, FFH-Richtlinie (Schutzgebietsnetz Natura 2000; Verträglichkeitsprüfung von Plänen und
Projekten, Managementpläne, Berichtspflichten), Förderungsinstrument LIFE-Natur  

EU-Agrar- und Entwicklungsprogramm für den ländlichen Raum (gem. VO 1257/99): umfasst als 2. Säule der GAP im Rahmen der 
Regionalpolitik  Agenda 2000 u.a. das Agrarumweltprogramm und landschaftsrelevante Maßnahmen zur Anpassung und Entwicklung

von ländlichen Gebieten (Ziel 33, früher Ziel 5b)
Gemeinschaftsinitiative LEADER+ (integrativer Ansatz, der Naturschutzziele umfasst)
Gemeinschaftsinitiative INTERREG III (integrativer Ansatz, der Naturschutzziele umfasst)  

Internationale Alpenkonvention; Biodiversitätskonvention; Übereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt; 
Naturschutzpolitik Ramsar Konvention, Berner Konvention, Bonner Konvention, Washingtoner Artenschutzübereinkommen 
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Übersicht 2: Instrumente zur Umsetzung ausgesuchter Naturschutzziele auf landwirtschaftlichen Flächen in Niederösterreich 
Survey 2: Instruments for the implementation of exemplary conservation objectives on farmland in Lower Austria)

Ziele für lw. Flächen

Instrument Kurzbeschreibung Stärken Schwächen

1. Schutzgebiete; NÖ NSchG Bestandsschutz durch zahlreiche Schutzgebiete langfristiger Schutz durch keine Neuanlage von Landschaftselementen, selten
2000 (LGBl. 5500,  §§ 8, 9, unterschiedlichen Typs (Auflagen per Verordnung Verschlechterungsverbote, qualitative Verbesserungen oder flächenmäßige Aus-
11, 12,13,14); oder Bescheid; Entschädigungen; Vertrags- Bewilligungspflichten und dehnung von Biotopen; hoher Kontrollaufwand –
Vogelschutz-RL 79/409/ x x x naturschutz) Nutzungsbeschränkungen geringe Kontrollintensität – normabweichendes 
EWG, FFH-RL 92/43/EWG Verhalten; Ausweisungen von neuen Schutzgebieten 
(Schutzgebietsnetz Natura konfliktgeladen: hohe Transaktionskosten für Dis-
2000) kussionsveranstaltungen, Verhandlungen usw.  
2. ÖPUL 2000 – Erhaltung von und pfleglicher Umgang mit Freiwilligkeit, finanzieller Anreiz keine Neuanlage von Landschaftselementen;
Grundförderung x x x x Landschaftselementen (z.B. Feldgehölze, Feucht- (Akzeptanz) Kurzfristigkeit des Schutzes; im Rahmen von

wiesen, Ufergehölze); Erhaltung des Grünland- ÖPUL-Verpflichtungen angelegte Elemente sind
ausmaßes von Erhaltungspflicht ausgenommen

3. ÖPUL 2000 – Bewirtschaftung von Flächen mit standortbe- Freiwilligkeit, finanzieller Anreiz Kurzfristigkeit des Schutzes (5 Jahre); 
Kleinräumige erhaltenswerte dingten Kleinstrukturen wie Ackersutten und (Akzeptanz), regionsspezifische Transaktionskosten für Beratung, Kontrollen 
Strukturen (WS); x x Trockenstandorten; Ackerrandstreifen, Zuschläge Projektierung durch NSch- usw.
Kleinschlägigkeit (KS) für Kleinschlägigkeit auf Ackerflächen (KS) Behörde
4. ÖPUL 2000 – Pflege Pflege von Feucht- und Trockenwiesen, Hecken, Freiwilligkeit, finanzieller Anreiz Kurzfristigkeit des Schutzes (5, 10 Jahre); 
ökologisch wertvoller Uferrandstreifen usw.; Wiesenrückführung (Akzeptanz), regionsspezifische Transaktionskosten für Beratung, Kontrollen
Flächen (WF) x x x Projektierung durch NSch- usw.; Implementierungsprobleme bei Wiesen-

Behörde rückführung: Mähgutverwertung; Anschaffungs-
kosten für Maschinen und Geräte

5. ÖPUL 2000 –  Neuanle- Neuanlage von Landschaftselementen (Brachen, Freiwilligkeit, finanzieller Anreiz Kurz-/Mittelfristigkeit des Schutzes (5, 10, 
gung von Landschafts- Ackerwildkrautstreifen, Feldgehölze, Feuchtbiotope, (Akzeptanz), regionsspezifische 20 Jahre), Transaktionskosten für Beratung, 
elementen (K) x x Überflutungsflächen, Uferrandstreifen), strukturelle Projektierung durch NSch- Kontrollen usw.; mangelndes Kooperations-

Verbesserung des Biotopverbundes Behörde vertrauen der Landwirte, Ungewissheit über die 
Nutzung nach Vertragsablauf

6. Ökopunkte Anreizprogramm der NÖ Agrarbezirksbehörde; Freiwilligkeit, finanzieller Anreiz, Komplexität, Transaktionskosten für Beratung,
Niederösterreich x x x Punkte für Landschaftselemente, für geringe flexible Maßnahmenkombination Kontrollen usw.

Schlaggröße, für über 5 Jahre alte Grünland- (Akzeptanz)
bestände; Erhaltung des Grünlandflächenanteils

7. Vertragsnaturschutz Pflege und Anlage von Landschaftselementen, Freiwilligkeit, finanzieller Anreiz Transaktionskosten für Beratung, Kontrollen 
gem. § 22 NÖ NSchG 2000 Rückbauten, Fischaufstiegshilfen, Lehrpfade, (Akzeptanz); Flexibilität: flächen- usw., mangelndes Kooperationsvertrauen der 
– NÖ Landschaftsfonds x x x x Wiesenrückführung; Finanzierung über Lafo spezifische Maßnahmenplanung, Landwirte
(Lafo) (teilweise direkt aus einer Landschaftsabgabe) Vertragsdauer
8. LIFE III – Natur Finanzierungsinstrument zur Umsetzung der zielorientierte, gebietsspezifische Vorlaufzeit für Projektanträge und -bewilligung,

FFH-RL, Vogelschutz-RL: Schutz, Erhaltung Projektierung, Ressourcen für Transaktionskosten
x und Wiederherstellung von Lebensräumen, spezialisierte NSch-Projekte

Artenschutzmaßnahmen, nachhaltige Nutzungs-
strategien, Management und Öffentlichkeitsarbeit

9. INTERREG III – in Kooperation mit Tschechien oder Slowakei Synergie- und Lerneffekte durch Vorlaufzeit für Projektanträge und Projekt-
Naturschutz (PHARE): Erhaltung und Entwicklung der land- grenzüberschreitende Koopera- bewilligung; Koordinationsaufwand

x schaftlichen Eigenart der Grenzregion; Verbesserung tionen, zielorientierte, gebiets-
der NSch- Bildungsinfrastruktur (z.B. Lehrpfade, spezifische Projektierung
Museen); Erhaltung und Entwicklung wichtiger 
landschaftlicher Ressourcen 

10. Anpassung ländlicher Ge- Investitions-, Organisations- und Planungskosten gute Ergänzung mit Flächen- Notwendige Kombination mit anderen 
biete (Art. 33) – Kulturland- für kollektive, gebietsbezogene Landschafts- und prämien; wichtige Funktion für Finanzierungsinstrumenten
schaft und Landschaftsgestal- x x x x Ufergestaltungen, Biotopverbundsysteme; die Koordination und strategische
tung; gem. VO 99/1275/EG Flurentwicklung Planung von NSch-Maßnahmen 
11. ÖPUL 2000 – NSch-Management: Bewirtschaftung nach Maßgabe Maßnahmenplanung in Abstim- Personalaufwand für Beratung und Flur-
Naturschutz Plan (NP) eines naturschutzfachlichen Planes (Voraussetzung: mung auf betriebliche Erfordernisse; begehungen

Teilnahme an WF, WS oder K); regionale oder ge- Kommunikation, Motivation, Ein-
x x x x samtbetriebliche Flächenauswahl durch NSch-Behör- sicht in die jeweiligen Probleme und 

de gemeinsam mit Betrieben (Zuschlag für Mitarbeit Interessen; Vermittlung von NSch-
an Planerstellung für max. 10 Feldstücke) Zielen und -Wissen

12. Kulturlandschaftspro- partizipative Planungs- und Umsetzungsprojekte Verlagerung der NSch-Kompetenz Personalaufwand für Prozessmanagement und 
gramm der NÖ Naturschutz- auf Gemeindeebene; Kooperation: Bevölkerung auf lokale Ebene; Vermittlung von -begleitung; spricht nur einige wenige, engagierte 
behörde x x x x formuliert Ziele, NSch-Behörde informiert und NSch-Zielen und Wissen; Verfah- Gemeindebewohner an, andere bleiben ungehört

organisiert, Gemeinde beschafft fachliche Grund- ren zum Interessenausgleich; 
lagen, Grundeigentümer führen NSch-Maßnahmen NSch- und Förderungsberatung
durch (finanzielle und ideelle Anreize)

13. Naturschutzkonzept; gem. bürgernahe NSch-Information und partizipative Ge- schafft Kooperationsvertrauen bei Betreuungsaufwand für Aktualität und Voll-
§ 3 NÖ NSchG 2000 staltung von regionalen Landschaftszielen im Inter- Grundeigentümern; signalisiert Trans- ständigkeit der Information, erreicht nur natur-

x x x x net, transparente Informationen über Projekte, Hand- parenz, Kooperationswillen und schutzinteressierte Internetnutzer
lungsbedarf, Schutzgebiete, regionale Experten usw. Offenheit der Naturschutzbehörde

14. Lehrpläne (NÖ Landw. Ökologieunterricht an landwirtschaftlichen Berufs- langfristige Wirkung; Mögliche keine unmittelbare Wirkung; mangelhafte Lehr-
Schulgesetz LGBl. 5025; und Fachschulen sowie höheren Lehranstalten: Ver- Kooperationen mit Naturschutz- pläne und Lehrmaterialien, Lehrpersonal wenig 
Land- und forstwirtschaftliches mittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten des behörden bei der Gestaltung von offen für neue Lehrinhalte zum Naturschutz, 
Bundesschulgesetz BGBl. 175/ x x x x Naturschutz- und Ressourcenmanagements, der Lehrmaterialien; Lehreinheiten; ge- Defizite in der Lehrerfortbildung
1966 igF) Landschaftspflege meinsame Aktionswochen usw.; po-

tentielle Rolle der Schulen als Mo-
dellbetriebe und Meinungsbildner

15. Berufsbildung „Qualifizie- naturschutzorientierte Weiterbildung für Bäuerinnen es gibt ein eigenes Bildungspro- erreicht nur einen geringen Anteil der potentiellen
rung für Naturschutz und und Bauern in Seminaren, Workshops, Exkursionen gramm der NÖ Naturschutzbehör- Vertragspartner, jedenfalls nicht die Naturschutz-
Landschaftspflege“; gem. x x x x de, das mit den anderen Bundes- skeptiker 
VO 99/1275/EG ländern abgestimmt wird 
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FFH-RL: Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie; K: ÖPUL 2000 Maßnahme „Neuanlegung von Landschaftselementen“; KS: ÖPUL 2000 Maßnahme „Kleinschlägigkeit“;
Lafo: NO Landschaftsfonds; LN: landwirtschaftliche Nutzfläche; NSchG: Naturschutzgesetz; WF: ÖPUL 2000 Maßnahme „Pflege ökologisch wertvoller Flächen“;
WS: ÖPUL 2000 Maßnahme „Kleinräumige erhaltenswerte Strukturen“



lichkeitsarbeit, Bildung und Partizipation die im Interesse
der Allgemeinheit gebotenen Maßnahmen als individuelle
Vorteile – als „potential gains from trade“ (WALDKIRCH,
1998) – sichtbar zu machen.

5. Erfolgsfaktoren für eine möglichst hohe
Zielerreichung 

Übersicht 2 zeigt unterschiedliche naturschutzpolitische
Instrumente, die zur Realisierung der untersuchten Natur-
schutzziele beitragen können. Die naturschutzpolitischen
Instrumente erfahren ihre faktische Wirkung aber erst
dann, wenn sich die Landnutzer auch tatsächlich intenti-
onsgemäß verhalten, d.h. wenn sie das gesellschaftliche
„Wollen“, das normierte „Sollen“ auch tatsächlich in ihren
Bewirtschaftungsentscheidungen umsetzen. Ursachen weit-
reichender Umsetzungsprobleme von Naturschutzzielen
auf Agrarflächen sind vor allem (vgl. PENKER und WYTR-
ZENS, 2002; IUCN, 2002; PENKER, 2001; RIENTJES, 2000;
BOGNER und GOLOB, 2003; KORNFELD und WYTRZENS,
2003; AKTIONSPROGRAMM NATUR- UND LANDSCHAFTS-
SCHUTZ, 2000; KNOEPFEL et al., 2000)
• Kommunikationsdefizite zwischen Naturschützern und

Landwirten,
• mangelnde Akzeptanz von Naturschutzzielen,
• eine zu geringe finanzielle, insbesondere auch personelle

Ressourcenausstattung der Naturschutzbehörden,
• Defizite bei Verfahren des Interessenausgleichs, Verhand-

lungslösungen und Partizipationsmodellen sowie 
• die mangelnde Integration von Naturschutzzielen in

andere Politikfelder, insbesondere auch in die Agrarpoli-
tik (siehe Institutionenversagen unter 3.1).

Für eine Realisierung von Naturschutzanliegen auf land-
wirtschaftlich genutzten Flächen wären diese und andere
Umsetzungshemmnisse schrittweise abzubauen. Im Fol-
genden sind einige, zentrale Faktoren für eine erfolgreiche
Implementierung von Naturschutzmaßnahmen angeführt.

5.1 Engagierte Personen und adäquate Personalaus-
stattung

Der Naturschutz braucht Persönlichkeiten, die mit persön-
lichem Einsatz, mit Risikobereitschaft, mit Begeisterungs-
und Durchsetzungsvermögen für eine erfolgreiche Projekt-
abwicklung sorgen (vgl. BRENDLE, 2000). Investitionen in

zusätzliche, qualifizierte Mitarbeiter und in Maßnahmen
der Personalentwicklung versprechen zudem eine bessere
Nutzung der verschiedenen nationalen und europäischen
Finanzierungstöpfe für Anliegen des Naturschutzes.

5.2 Kooperation mit Naturschutzverbänden

Naturschutzverbände – wie Naturschutzbund, WWF,
Alpenverein, Naturfreunde, Distelverein – verfügen über
motivierte und qualifizierte Mitarbeiter, über hochspeziali-
sierte Kenntnisse und genießen großes Vertrauen in weiten
Teilen der Bevölkerung. Letzteres zeigt sich am plakativsten
im Spendenvolumen von geschätzten 45 Mio. Euro im Jahr
2000 für Umwelt, Ökologie und Tierschutz (vgl. ÖIS,
2001). Der Staat könnte diese personellen Ressourcen ver-
mehrt nutzen, indem er jene NGOs zusätzlich unterstützt,
die gleiche Naturschutzziele verfolgen, diese u.U. aber fle-
xibler und günstiger realisieren können (vgl. HODGE,
2001).

5.3 Lernbereitschaft

Jede Entwicklung beginnt beim status quo (history matters,
NORTH, 1996). Naturschutzziele und die Instrumente und
Maßnahmen zu ihrer Erreichung sollten sich idealerweise
in Such-, Lern- und Erfahrungsprozessen gemeinsam mit
den Werthaltungen und dem Bewusstsein der regionalen
Bevölkerung entwickeln. Dazu braucht es Lernbereitschaft,
aber auch institutionelle Handlungsspielräume und -flexi-
bilitäten.

5.4 Eco-regional approaches (BOUMA et al., 1998)

Auf regionaler Ebene können Naturnutzer und -schützer
gemeinsam neue Landschaftsleitbilder entwerfen, die eine
synchrone Entwicklung von Biodiversität und den ver-
schiedenen Nutzungsansprüchen versprechen (vgl. VENTER

und BREEN, 1998). Zudem lassen sich Naturschutzleistun-
gen über regionale Initiativen gemeinsam mit landwirt-
schaftlichen Qualitätsprodukten oder Tourismusaktivitä-
ten vermarkten (z.B.: die Marke Pro Landschaft; Ökotou-
rismus: vgl. BMWA, 2001). „Labelling systems (...) provi-
de consumers with the possibility of supporting forms of
agriculture that take into account wild biodiversity conser-
vation” (IUCN, 2002). 
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5.5 Dynamik statt Statik

Durch eine langfristige und regional koordinierte Natur-
schutzplanung lässt sich eine flächenmäßige Mindestaus-
stattung mit Landschaftselementen und naturnahen Bioto-
pen dauerhaft gewährleisten, auch wenn Einzelbestandteile
ausgetauscht werden und sich Flächennutzungen dyna-
misch ändern. 

5.6 Weiterentwicklung der Koordinations-
mechanismen

Als Mechanismen der Koordination von Schutz- und Nutz-
ansprüchen an die Landschaft kommen zahlreiche Varian-
ten zwischen den polaren Lösungen der kollektiv-politi-
schen Zentralsteuerung und der individuellen Marktsteue-
rung in Frage. Die jeweiligen Vor- und Nachteile liegen in
ihrer unterschiedlichen Treffgenauigkeit sowie in variieren-
den Informations-, Verhandlungs-, Planungs- und Über-
wachungskosten. Entwicklungsbedarf besteht für adäquate
Konfliktlösungs- und Partizipationsmodelle, aber auch für
alternative Allokationsverfahren wie etwa Auktionen (vgl.
LATACZ-LOHMANN und VAN DE HAMSVOORT 1998), Aus-
schreibungen (bereits seit mehreren Jahren im Vereinigten
Königreich praktiziert; vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION,
1998) oder Konzepte einer leistungsabhängigen Abgeltung
je nach Zielerreichungsgrad.

5.7 Pluralität an Lösungsstrategien zur Risiko-
minimierung

Durch eine Vielfalt unterschiedlicher, dezentraler Strate-
gien zur Erreichung von Naturschutzzielen kann das Risi-
ko von Fehlentwicklungen minimiert werden. Die Festle-
gung auf eine dominante Strategie bedingt hingegen hohe
Risken durch Planungsfehler, da das Wissen über die Kau-
salitäten zwischen Pflegeeingriffen und tatsächlichen Land-
schaftswirkungen noch sehr lückenhaft ist (zum Risiko
durch Informationsdefizite siehe DI FABIO, 1994). 

6. Diskussion und Schlussfolgerungen

Der institutionelle Rahmen für die Koordination von
Schutz- und Nutzansprüchen auf landwirtschaftlichen
Flächen hat sich im letzten Jahrzehnt stark gewandelt:

• Entscheidungsmechanismen: Neben der kollektiv-politi-
schen Zentralsteuerung und hoheitlichen Anweisungs-
entscheidungen haben konsensorientierte Verhandlungs-
lösungen, partizipative Planungsansätze und Modelle
individueller Marktsteuerung an Bedeutung gewonnen.

• Regeln über den Umgang mit Natur: Zum Naturschutz-
recht der Länder und einzelner bundesgesetzlicher Rege-
lungen sind gemeinschaftsrechtliche Naturschutzbestim-
mungen mit weitreichendem nationalen Umsetzungsbe-
darf getreten (Vogelschutz- und FFH-Richtlinie, Natura
2000). Mit der Agenda 2000 sollen die Agrarausgaben für
die Gemeinsame Agrarpolitik in einer 2. Säule „stärker als
bisher zur Raumentwicklung, zum Schutz der Natur“
beitragen (vgl. EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFTEN, 2002).
Direktzahlungen, die keine oder nur geringe Auswirkun-
gen auf den Handel haben und daher „green box”- und
WTO-tauglich sind, könnten weiter an Bedeutung ge-
winnen.

• Organisationen: Angelegenheiten des Naturschutzes
werden, obzwar sie verfassungsrechtlich in den Kompe-
tenzbereich der Länder fallen, maßgeblich durch Ent-
scheidungen auf EU-, Bundes- und Gemeindeebene
beeinflusst. Zusätzlich zu diesen pluralen Streukompe-
tenzen hat sich auch die Zusammenarbeit mit zahlreichen
regional, national und international agierenden NGOs
intensiviert. 

Die institutionelle Diversität, die Vielgestaltigkeit der Ent-
scheidungsmechanismen, Normen und Organisationen ist
– ungeachtet aller Probleme der Koordination – als wesent-
liche Stärke der Naturschutzpolitik anzusehen. Denn nur
so kann die Naturschutzpolitik über die nötige Flexibilität
für regionsspezifische Lösungen verfügen sowie der Vielfalt
und Dynamik der Landschaft und der sozioökonomischen
Entwicklung gerecht werden.
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